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Setzung bieten. Mitglieder einer Partei können nur natürliche 
Personen sein.

§5
Gleichbehandlung

(1) Wenn ein Träger öffentlicher Gewalt den Parteien Ein­
richtungen zur Verfügung stellt oder andere öffentliche Lei­
stungen gewährt, sollen alle Parteien gleichbehandelt werden. 
Der Umfang der Gewährung kann nach der Bedeutung der 
Parteien bis zu dem für die Erreichung ihres Zweckes erfor­
derlichen Mindestmaß abgestuft werden. Die Bedeutung der 
Parteien bemißt sich insbesondere auch nach den Ergebnissen 
vorausgegangener Wahlen zu. Volksvertretungen. Für eine 
Partei, die im Bundestag in Fraktionsstärke vertreten ist, muß 
der Umfang der Gewährung mindestens halb so groß wie 
für jede andere Partei sein.

(2) Für die Gewährung öffentlicher Leistungen im Zusam­
menhang mit einer Wahl gilt Absatz 1 während der Dauer des 
Wahlkampfes nur für Parteien, die Wahlvorschläge eingereicht 
haben.

(3) öffentliche Leistungen nach Absatz 1 können an be­
stimmte sachliche, von allen Parteien zu erfüllende Voraus­
setzungen gebunden werden.

(4) Die ■§§ 18 bis 22 bleiben unberührt.

/ Vierter Abschnitt

Erstattung von Wahlkampfkosten

§ 18
Grundsätze und Umfang der Erstattung

(1) Die notwendigen Kosten eines angemessenen Wahl­
kampfes sind Parteien, die sich an der Bundestagswahl mit 
eigenen Wahlvorschlägen beteiligt haben, zu erstatten. Die 
Wahlkampfkosten umfassen einen Pauschalbetrag von 
5,00 Deutsche Mark je Wahlberechtigten dieser Bundestags­
wahl (Wahlkampfkostenpauschale) und die Sockelbeträge nach 
Absatz 6. .

(2) Die Wahlkampfkostenpauschale wird auf Parteien ver­
teilt, die nach dem endgültigen Wahlergebnis mindestens
1. 0,5 vom Hundert der im Wahlgebiet abgegebenen gülti­

gen Zweitstimmen oder
2. 10 vom Hundert der in einem Wahlkreis abgegebenen 

gültigen Erststimmen, wenn in diesem Land eine Landes­
liste dieser Partei nicht zugelassen war,

erreicht haben.
(3) Der Anteil an der Wahlkampfkostenpauschale bemißt 

sich
1. bei Parteien nach Absatz 2 Nr. 1 nach dem Verhältnis der 

im Wahlgebiet erreichten Zweitstimmen,
2. bei einer Partei nach Absatz 2 Nr..2 mit einem Betrag 

von 5,00 Deutsche Mark für jede Erststimme in Wahl­
kreisen, in denen die Mindeststimmenzahl von 10 vom 
Hundert erreicht worden ist.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für Bewerber 
eines nach Maßgabe der §§ 18 und 20 des Bundeswahlgesetzes 
von Wahlberechtigten eingereichten Wahlvorschlages, sofern 
sie mindestens 10 vom Hundert der in einem Wahlkreis ab­
gegebenen gültigen Erststimmen erreicht haben.

(5) Vor der Festsetzung der Anteile an der Wahlkampf­
kostenpauschale für Parteien nach Absatz 3 Nr. 1 sind zu­
nächst die auf die Parteien nach Absatz 3 Nr. 2 sowie die auf 
Bewerber nach Absatz 4 entfallenden Anteile an der Wahl­
kampfkostenpauschale von der Wahlkampfkostenpauschale 
abzuziehen.

(6) Parteien, die mindestens 2 vom Hundert der im Wahl­
gebiet abgegebenen gültigen Zweitstimmen erreicht haben,

erhalten für die Bundestagswahl zusätzlich zu der Pauschale 
nach Absatz 1 einen Sockelbetrag in Höhe von 8 vom Hundert 
des in Absatz 1 festgelegten Betrages. Der Sockelbetrag darf 
bei einer Partei 80 vom Hundert ihres Anteils an der Wahl­
kampfkostenpauschale (Absatz 3) nicht übersteigen.

(7) Die Summe der Erstattungen der Kosten angemessener 
Wahlkämpfe aus öffentlichen Mitteln darf gegenüber den Ge­
samteinnahmen einer Partei nach § 24 Abs. 2 Nr. 1 bis 5 und 8 
im zweiten Kalenderjahr nach der Erstattung der Kosten des 
Bundestagswahlkampfes und in den diesem Jahr vorange­
gangenen drei Kalenderjahren nicht überwiegen. Über diese 
Grenze hinausgehende Erstattungsbeträge sind von der 
nächstfälligen Erstattungszahlung in Abzug zu bringen.

(8) Vor Änderungen in der Struktur und Höhe der Wahl­
kampfkostenerstattung legt eine Kommission unabhängiger 
Sachverständiger, die vom Bundespräsidenten berufen wird, 
dem Deutschen Bundestag Empfehlungen vor.

§ 19
Erstattungsverfahren

(1) Die Festsetzung und die Auszahlung des Erstattungs­
betrages (Anteil an der Wahlkampfkostenpauschale und 
Sockelbetrag) ist innerhalb von zwei Monaten nach dem Zu­
sammentritt des Bundestages bei dem Präsidenten des Deut­
schen Bundestages schriftlich zu beantragen. Der Antrag kann 
auf einen Teilbetrag begrenzt werden.

(2) Der Erstattungsbetrag wird von dem Präsidenten des 
Deutschen Bundestages festgesetzt und ausgezahlt. Abschlags­
zahlungen nach § 20 sind anzurechnen. § 23 а bleibt unberührt.

§20

Abschlagszahlungen

(1) Den Parteien, die bei der jeweils vorausgegangenen 
Bundestagswahl Wahlergebnisse erreicht hatten, die die Vor­
aussetzungen für eine Erstattung erfüllt hätten, sind auf An­
trag Abschlagszahlungen auf den Erstattungsbetrag zu ge­
währen. Abschlagszahlungen können im zweiten und dritten 
Jahr der Wahlperiode des Deutschen Bundestages sowie im 
Wahljahr gezahlt werden; sie dürfen jeweils 20 vom Hundert 
der Gesamtsumme des nach dem Ergebnis der vorausgegan­
genen Wahl zu erstattenden Betrages nicht überschreiten.

(2) Der Antrag auf Abschlagszahlungen ist schriftlich bei 
dem Präsidenten des Deutschen Bundestages einzureichen.

(3) Endet die Wahlperiode des Deutschen Bundestages vor­
zeitig, kann der Präsident des Deutschen Bundestages vor der 
Bundestagswahl Abschlagszahlungen abweichend von Absatz 1 
Satz 2 mit der Maßgabe gewähren, daß sie 60 vom Hundert der 
Erstattungsbeträge nicht übersteigen dürfen.

(4) Abschlagszahlungen sind nach der Wahl zurückzuzah­
len, soweit sie den Erstattungsbetrag übersteigen oder wenn 
ein Erstattungsanspruch nicht entstanden ist.

§21

Bereitstellung von Bundesmitteln
(1) Die nach den §§ 18 und 20 erforderlichen Mittel sind im 

Bundeshaushaltsplan auszubringen.
(2) Der Bundesrechnungshof prüft, ob der Präsident des 

Deutschen Bundestages als mittelverwaltende Stelle die 
Wahlkampfkosten entsprechend den Vorschriften dieses Ab­
schnitts erstattet hat.

§39
Ubergangsvorschriften

(2) Für die Wahl zum 12. Deutschen Bundestag beträgt der 
Sockelbetrag nach § 18 Abs. 6 3 vom Hundert


